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A. Bericht des Abgeordneten Busse (Herford) 


Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf in seiner 
209. Sitzung am 17. Januar 1969 in erster Lesung 
beraten und federführend an den Rechtsausschuß 
sowie zur Mitberatung an den Auswärtigen Aus- 
schuß und den Ausschuß für Wissenschaft, Kultur- 
politik und Publizistik überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat am 8. Mai 1969 zusammen 
mit dem Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik 
und Publizistik, Auswärtigen Ausschuß und Aus- 
schuß für Entwicklungshilfe Sachverständige gehört 
und die Vorlage am 25. Juni 1969 abschließend be- 
raten. Der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik 
und Publizistik hat mit Schreiben vom 14. Februar 
1969, der Auswärtige Ausschuß mit Schreiben vom 
9. Mai und 18. Juni 1969 Stellung genommen und 
der Ausschuß für Entwicklungshilfe hat sich mit 
Schreiben vom 12. Juni 1969 gutachtlich geäußert. 

Die Beratungen aller beteiligten Ausschüsse kon- 
zentrierten sich auf die Frage, ob der in Artikel 1 
Nr. 2 des Entwurfs vorgesehenen Ratifizierung der 
Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft zum 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst ein- 
schließlich des dieser Fassung beigefügten Proto- 
kolls betreffend die Entwicklungsländer zugestimmt 
werden soll. Gegen die Ratifizierung dieses Proto- 
kolls, das den der Berner Übereinkunft angehören- 
den Entwicklungsländer im Hinblick auf ihre beson- 
deren kulturellen und sozialen Bedürfnisse gestat- 
tet, für eine Übergangszeit die durch die Überein- 
kunft gewährten Rechte unter bestimmten Voraus- 
setzungen (nur auf Grund erst zu erlassender natio- 
naler Gesetze, ausschließlich für Unterrichts- und 


Forschungszwecke, nur gegen Vergütung der Maß- 
gabe des innerstaatlichen Rechts, Vorbehalt der 
nationalen Devisenbestimmungen) einzuschränken, 
werden von den betroffenen Urhebern und Ver- 
legern nachdrücklich Bedenken erhoben. Zur Klä- 
rung dieser Bedenken hat der Rechtsausschuß in 
einer gemeinsamen Sitzung mit dem Auswärtigen 
Ausschuß und dem Ausschuß für Wissenschaft, Kul- 
turpolitik und Publizistik, an der auch Vertreter des 
Ausschusses für Entwicklungshilfe teilnahmen, am 
8. Mai 1969 elf Sachverständige gehört, darunter ins- 
besondere den Direktor der Vereinigten Internatio- 
nalen Büros für den Schutz des geistigen Eigentums 
in Genf, Prof. Dr. Bodenhausen, und Prof. Dr. Ulmer, 
Direktor des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Patent-, Urheber- und Wett- 
bewerbsrecht in München, der auf der Stockholmer 
Konferenz für die Bundesrepublik Deutschland die 
Verhandlungen über die Revision der Berner Über- 
einkunft geleitet hat. 

Der Auswärtige Ausschuß und der Ausschuß für 
Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik haben 
sich unter Berücksichtigung der damals noch beste- 
henden Bedenken des Auswärtigen Amtes gegen 
eine Ratifizierung des Protokolls in dieser Wahl- 
periode ausgesprochen und empfohlen, angesichts 
der bisher zögernden Haltung der meisten anderen 
Staaten zunächst die weitere internationale Ent- 
wicklung abzuwarten. Der Auswärtige Ausschuß 
hat jedoch angeregt, in einer Entschließung aus- 
drücklich hervorzuheben, daß er die Bemühungen, 
den Entwicklungsländern unter Wahrung eines an- 
gemessenen Urheberrechtsschutzes den Zugang zu 
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den von ihnen im Interesse eines höheren Bildungs- 
standes benötigten Werken zu erleichtern, billigt 
und unterstützt und es begrüßen würde, wenn diese 
Bemühungen weltweite Anerkennung fänden. 

Der Ausschuß für Entwicklungshilfe hat dagegen 
nach eingehender Abwägung der für und gegen die 
sofortige Ratifizierung des Protokolls sprechenden 
Gesichtspunkte dem Recht saus schuß die Zustimmung 
zu dem Protokoll noch in dieser Wahlperiode emp- 
fohlen. 

Gegen die Ratifizierung der übrigen in Artikel 1 
Nr. 1 und 3 bis 7 des Entwurfs genannten Verträge 
sowie der formellen Bestimmungen der Stockholmer 
Fassung der Berner Übereinkunft, die nach Arti- 
kel 28 Abs. 1 Buchstabe b dieser Fassung gesondert 
ratifiziert werden können, hat keiner der mitbera- 
tenden Ausschüsse Bedenken erhoben. Der Aus- 
wärtige Ausschuß hat auch für den Fall einer Ver- 
tagung der Ratifizierung des Protokolls die sofor- 
tige Ratifizierung jedenfalls der formellen Bestim- 
mungen der Berner Übereinkunft mit den übrigen 
Verträgen ausdrücklich befürwortet. 

Der Recht saus schuß empfiehlt nach eingehender 
Beratung, den Entwurf des Zustimmungsgesetzes 
unverändert anzunehmen, d. h. der Ratifizierung 
aller Verträge einschließlich des Protokolls betref- 
fend die Entwicklungsländer zuzustimmen. 

Maßgebend für diesen einstimmig bei zwei Ent- 
haltungen gefaßten Beschluß waren folgende Erwä- 
gungen: 

Das Entwicklungsländerprotokoll bedeutet zwar 
formell eine Verminderung des Urheberrechtsschut- 
zes in den zur Zeit der Berner Übereinkunft ange- 
hörenden 20 Entwicklungsländern - — nur um diese 
20 von über 70 Entwicklungsländern handelt es sich 
hier — , da diese auf Grund der bisher geltenden 
Brüsseler Fassung der Übereinkunft zur vollen 
Schutzgewährung verpflichtet sind. Die Entwick- 
lungsländer haben jedoch eindeutig zu erkennen 
gegeben, daß sie aus der Übereinkunft ganz aus- 
scheiden würden, wenn ihrer besonderen Lage nicht 
durch die im Protokoll vorgesehenen Schutzerleich- 
terungen Rechnung getragen wird. Zwei Entwick- 
lungsländer, Mali und Obervolta, haben bereits 
ihren Austritt erklärt. Die Nichtratifizierung des 
Protokolls durch die Industriestaaten würde somit 
im Ergebnis nicht zu einer Erhaltung des Urheber- 
rechtsschutzes in den Entwicklungsländern führen, 
sondern die Gefahr heraufbeschwören, daß die 
Urheber in diesen Ländern jeden Schutz verlieren. 

Auch die Urheber und Verleger verkennen diese 
Gefahr nicht. Sie sind jedoch aus prinzipiellen 
Erwägungen der Auffassung, daß notfalls auch ein 
völliger Verlust ihrer Rechte in den Entwicklungs- 
ländern eher hinzunehmen sei als eine ausdrück- 
liche Billigung der im Protokoll vorgesehenen Ein- 
schränkungen des Urheberrechts, die nach ihrer 
Auffassung zu einer „Zerstörung des internatio- 
nalen Urheberrechts" führen würde. Im übrigen 
glauben die Urheber und Verleger, daß ihnen im 
Fall eines Austritts der Entwicklungsländer aus der 
Berner Übereinkunft in diesen Ländern jedenfalls 
der Schutz aus dem Welturheberrechts abkommen 
verbleiben würde. 


Der Rechtsausschuß vermag dieser Argumenta- 
tion nicht zu folgen. Er hält die Gefahr einer „Zer- 
störung" des internationalen Urheberrechts für un- 
begründet, da es sich bei dem Protokoll um eine 
klare Ausnahmeregelung zugunsten der Entwick- 
lungsländer handelt, die keinen Einfluß auf das 
Schutzniveau in den übrigen Staaten haben kann. 
Auch der Hinweis auf das Welturheberrechtsabkom- 
men kann nicht überzeugen. Die Entwicklungslän- 
der, die der Berner Übereinkunft angehören, sind 
nämlich durch eine dem Welturheberrechtsabkom- 
men beigefügte Zusatzerklärung praktisch daran 
gehindert, aus der Berner Übereinkunft auszutreten 
und statt dessen dem Welturheberrechtsabkommen 
beizutreten. In der Zusatzerklärung ist vorgesehen, 
daß ein Mitglied der Berner Übereinkunft, das aus 
dieser Übereinkunft ausscheidet, damit zugleich 
auch den Schutz aus dem Welturheberrechtsabkom- 
men in den Ländern der Berner Übereinkunft ver- 
liert. Damit wird der Schutz des Welturheberrechts- 
abkommens für ein solches Land weitgehend ent- 
wertet. Aber selbst wenn den Entwicklungsländern 
etwa durch eine Modifizierung dieser Zusatzerklä- 
rung, wie sie von den Entwicklungsländern gefordert 
wird, ein Übertritt zum Welturheberrechtsabkom- 
men ermöglicht werden würde, wäre der dort vor- 
gesehene Schutz noch niedriger als der Schutz des 
Stockholmer Protokolls. Auf diesen letzten Ge- 
sichtspunkt haben Prof. Bodenhausen und Prof. 
Ulmer in der Sachverständigenanhörung am 8. Mai 
1969 ausdrücklich hingewiesen. Der Rechtsausschuß 
hat sich davon überzeugt, daß das Stockholmer 
Protokoll, auch abgesehen von der ihm zugrunde 
liegenden Absicht einer bloßen Übergangsregelung, 
immer noch einen nicht unwesentlich höheren 
Urheberrechtsschutz garantiert als das Welturheber- 
rechtsabkommen. 

Deshalb trifft es auch nicht zu, daß das Entwick- 
lungsländerprotokoll eine Enteignung oder eine 
„Entwicklungshilfe auf dem Rücken der Autoren" 
bedeute. Nicht der deutsche Gesetzgeber würde 
durch seine Zustimmung zum Protokoll den deut- 
schen Autoren den Schutz ihrer Werke in den Ent- 
wicklungsländern nehmen. Es unterliegt vielmehr 
der freien Entscheidung der Entwicklungsländer 
selbst, ob und in welchem Umfang sie ausländischen 
Autoren Schutz gewähren wollen. 

Der Ausschuß hat sich eingehend auch mit der 
weiteren Frage befaßt, ob die Ratifizierung des 
Protokolls entsprechend den Empfehlungen des Aus- 
wärtigen Ausschusses und des Ausschusses für Wis- 
senschaft, Kulturpolitik und Publizistik angesichts 
der bisher zögernden Haltung der meisten anderen 
Staaten nicht jedenfalls zurückgestellt werden sollte, 
um die weitere internationale Entwicklung abzu- 
warten. 

Obwohl das Protokoll 1967 in Stockholm einstim- 
mig angenommen und von neununddreißig Staaten 
unterzeichnet worden ist, ist es bisher nur von 
Senegal ratifiziert worden. Bulgarien und Schwe- 
den haben es gemäß seinem Artikel 5 vorab für 
sofort anwendbar erklärt. Außerdem liegt eine Bei- 
trittserklärung des anderen Teils Deutschlands vor. 
Soweit es sich um die Industriestaaten handelt, ist 
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die bisher zögernde Haltung vor allem auf den ein- 
helligen Widerstand der betroffenen Urheber- und 
Verlegerverbände^zurückzuführen. Namentlich Groß- 
britannien und Frankreich, die infolge der weiten 
Verbreitung der englischen und französischen 
Sprache in den Entwicklungsländern durch die im 
Protokoll vorgesehenen Einschränkungen besonders 
betroffen sind, haben bisher keine Bereitschaft ge- 
zeigt, das Protokoll zu ratifizieren. Diese Haltung 
hat wiederum die wichtigsten Entwicklungsländer 
veranlaßt, zunächst einmal abzuwarten, ob die west- 
europäischen Industriestaaten, auf die es ihnen vor 
allem ankommt, das Protokoll ratifizieren. 

In dieser Lage hat die Tatsache, daß Schweden 
als erster westlicher Industriestaat die sofortige 
Anwendung des Stockholmer Protokolls beschlos- 
sen hat, bei den Entwicklungsländern neue Hoff- 
nungen geweckt. Um so mehr kommt es nach Auf- 
fassung des Rechtsausschusses auf die deutsche Hal- 
tung in dieser Frage an. Die sofortige Ratifizierung 
des Protokolls durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land könnte, wie auch Prof. Bodenhausen in der 
Sachverständigenanhörung hervorgehoben hat, 
wesentlich dazu beitragen, daß das mit dem Proto- 
koll verfolgte Ziel einer Verhinderung des Austritts 
der Entwicklungsländer aus der Berner Überein- 
kunft doch noch erreicht und damit sowohl ein noch 


größerer Schaden für die deutschen Urheber und 
Verleger als auch eine Vertiefung der Gegensätze 
zwischen den armen und reichen Nationen verhin- 
dert werden kann. 

Die Entwicklungsländer sind offenbar auch nicht 
bereit, das Ergebnis neuer Verhandlungen abzu- 
warten und sich nochmals auf unbestimmte Zeit durch 
bloße Versprechungen, daß man ihren Bildungs- 
bedürfnissen auf andere Weise Rechnung tragen 
wolle, vertrösten zu lassen. Sie fühlen sich durch das 
Verhalten der Industriestaaten, die zunächst dem 
Protokoll zustimmten, um sie vom Austritt aus der 
Berner Übereinkunft abzuhalten, nun aber die Rati- 
fizierung verweigern, im Stich gelassen. 

Der Ausschuß hält es bei dieser Sachlage für nicht 
vertretbar, durch eine Ablehnung der Ratifizierung 
des Protokolls oder auch nur eine Vertagung der 
Entscheidung, die praktisch als Ablehnung empfun- 
den werden würde, das besondere Vertrauen zu 
gefährden, das die Bundesrepublik Deutschland in 
den Entwicklungsländern genießt. Er hält es viel- 
mehr für geboten, abweichend vom Votum des Aus- 
wärtigen Ausschusses, der bei seinem Beschluß 
die Annahme des Protokolls durch den Schwe- 
dischen Reichstag noch nicht berücksichtigen konnte, 
die sofortige Ratifizierung des Protokolls zu emp- 
fehlen. 


Bonn, den 27. Juni 1969 


Busse (Herford) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3582 * — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 27. Juni 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Reischl 

Stellv. Vorsitzender 


Busse (Herford) 

Berichterstatter 
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